
erleben wir nun die bittere Wiederauf-
führung“, so Bodo Ramelow.

Zuständig für den Vollzug des Mini-
stergesetzes sei die Regierung. Diese
verweigere aber bislang die Aufklärung
und zügige Neuregelung. „Nachdem un-
sere Änderungsgesetze, mit denen wir
als Parlamentarier nun all diese Pro-
blemfälle endgültig beseitigen und jede
Wiederholung unterbinden wollten, weg-
gestimmt wurden, erlaube ich mir öf-
fentlich dringende und bohrende Fragen
an die Ministerpräsidentin zu den Dop-
pelversorgungen zu stellen“, erklärte
der Fraktionsvorsitzende.

In dem Offenen Brief an die Mini-
sterpräsidentin, der vollständig im
Internet (www.die-linke.de) nachles-
bar ist, heißt es zu Beginn:

„Als Fraktionsvorsitzender der größ-
ten Oppositionspartei hatte ich gestern
für meine Fraktion die Dringlichkeit des
Antrages begründet, mit dem wir errei-
chen wollten, dass der Thüringer Land-
tag die Landesregierung in Gänze auf-
fordert, durch den gemeinsamen Rück-
tritt den Weg frei zu machen für Neu-
wahlen. Im Zuge dieser Dringlichkeits-
debatte vertraten die beiden regie-
rungstragenden Fraktionen die Auffas-
sung, dass die Regierungsarbeit entge-
gen meiner Ausführungen erfolgreich

Das Trauerspiel der 
CDU/SPD-Regierung

Ein Antrag der Linksfraktion im
Thüringer Landtag, Trägern und
Betroffenen von Hartz IV im Rah-
men einer mündlichen Anhörung
die Möglichkeit zu geben, über ihre
Situation seit der Einführung des
Sozialgesetzbuches II (SGB II) zu
berichten, wurde erst monatelang
geschoben und jetzt im Wirt-
schaftsausschuss des Landtags
abgelehnt. MdL Ina Leukefeld kriti-
sierte das Verhalten der Regie-
rungsfraktionen, die offenbar nicht
hören wollen, was über den Alltag
mit Hartz IV öffentlich kundgetan
würde. Dabei hatte erst kurz zuvor
eine große Konferenz der Parität
Thüringen u.a. die zu geringen
Hartz-IV-Sätze moniert, die die Le-
benshaltungskosten nicht annä-
hernd abdecken. „Wie gerade Mit-
glieder der SPD-Fraktion davon re-
den können, dass eine solche Dis-
kussion nicht zielführend sei, ver-
wundert mich sehr. Selbstver-
ständlich können große Verände-
rungen bei vorwiegendem Bundes-
recht nur im Bundestag beschlos-
sen werden, dies entbindet aber
nicht, uns den Schicksalen der Be-
troffenen zu stellen“, so die LINKE
Politikerin.                                    
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Hartz-IV-Anhörung im
Ausschuss abgelehnt

Rücktritt der Landesregierung gefordert
Gutachten: Verhaltens- u.
Alimentationsregelungen

Mit der Bitte um die Erstellung
eines Gutachtens des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Thürin-
ger Landtags hat sich der Frakti-
onsvorsitzende der LINKEN, Bodo
Ramelow, mit Schreiben vom 20.
September an die Landtagspräsi-
dentin Birgit Diezel gewandt. 

Es geht ihm um eine verglei-
chende Darstellung der Verhal-
tens- und Alimentationsregelun-
gen, die es hinsichtlich der zeitglei-
chen Tätigkeit als Minister und Ab-
geordneter für den Deutschen
Bundestag und in den Landespar-
lamenten gibt. 

Im Gutachten sollen u.a. unter-
sucht bzw. betrachtet werden, wie
der Verdacht auf unzulässige Dop-
pelalimentierung ausgeschlossen
werden kann; Teilnahmepflicht an
Plenarsitzungen für die nachge-
fragte Personengruppe; Verhal-
tensregelungen der Minister bei
Abstimmungen zu Gesetzen und
Anträgen; Spannungsfeld zwi-
schen Indemnität als Abgeordne-
ter und dem Grundsatz des Mäßi-
gungsverhaltens als Regierungs-
mitglied. Eine Klärung mit Blick auf
unzulässige Doppelalimentierung
sei auch deshalb notwendig, „weil
Minister bei Parlamentssitzungen
anwesend sein müssen und die
seltsame Bewegung von der Mini-
sterbank zur Abgeordnetenbank
für die Bürgerinnen und Bürger
nicht nachvollziehbar ist“.             

sei und diese Landesregierung in der La-
ge wäre, bis zum Ende der Legislatur gu-
te Arbeit noch zu leisten. Über die Frage
der guten Arbeit mag man politisch un-
terschiedlichster Meinung sein, und
dies darf auch durchaus im Rahmen par-
teipolitischer Bewertungen unterschied-
lich gewichtet werden, aber die Frage,
ob die gesamte Regierung als höchstes
exekutives Organ handlungsfähig ist, da
wächst bei der Bevölkerung der Ein-
druck, dass dies offensichtlich nicht
mehr gegeben ist.

Zeitgleich zu unserer Landtagsdebat-
te über vermeintliche oder berechtigte
Versorgungsansprüche von Herrn Zim-
mermann oder Herrn Minister Machnig
konnte man in den Medien lesen, dass
der ehemalige Staatssekretär Aretz
glaubt, auf dem Klageweg einen Aus-
gleich von 328.000 Euro beanspruchen
zu können, weil ihm vermeintlich Zusa-
gen gemacht wurden über seine In-den-
Ruhestand-Versetzung hinaus.

Den Bürgern ist auch sicherlich noch
gut in Erinnerung die ‚Rund-um-sorglos-
Versorgung’ des ehemaligen Minister-
präsidenten, Herrn Dieter Althaus, der
nach seinem Ausscheiden aus dem Amt
und später seinem Landtagsmandat sei-
ne kompletten Versorgungsansprüche
nicht nur behalten, sondern auch ausge-
zahlt bekommen hat, obwohl er in der
Privatwirtschaft eine sehr gut dotierte
und wohl über den Ruhestandsbezügen
dotiert liegende Aufgabe erhalten hat.

Betrachtet man die Ruhestandsbezie-
her, die über Versetzungen in den Ruhe-
stand zu laufenden Einnahmen gekom-
men sind, ohne dass die Altersgrenze
erreicht war, zeigt sich doch, dass bis
heute diese Vereinnahmungsmentalität
immer noch nicht nachhaltig gestoppt
ist. 

Das Ansehen von Politik bei den
Bürgern leidet hierdurch in Gänze.

Gerade wenn Bezieher von Soziallei-
stungen, die auf jeden Cent angewiesen
sind, mit Behörden die Erfahrungen ma-
chen, dass gnadenlos jeder Cent wegge-
rechnet wird, um Überbezahlungen zu
unterbinden, dann ist das geradezu zy-
nisch, wenn man in der Zeitung lesen
kann, dass ein ehemaliger Staatssekre-
tär, der im Ruhestand ist, von dem Land
oder einer landeseigenen Gesellschaft
328.000 Euro per Gerichtsverfahren er-
zwingen möchte.

Mein Satz „Legal ist nicht gleich legi-
tim“ meint alle diese sogenannten Ein-
zelfälle, und unsere parlamentarischen
Initiativen zum Ministergesetz, zum Be-
amtenrecht und zum Abgeordneten-
recht zielten darauf ab, grundlegend die-
se unüberschaubaren Sonderfaktoren
endlich nachhaltig und wirksam zu be-
enden. Die regierungstragenden Frak-
tionen haben soeben unsere Gesetzes-
entwürfe einfach weggestimmt und so
das Parlament entmächtigt, die Dinge
zu regeln, die offenbar von der Regie-
rung nicht oder nicht richtig angewen-
det werden. So bleibt es mir nur, Fragen
zu stellen. (…)“

Mit einem Schreiben hat sich Bodo
Ramelow, Vorsitzender der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag, am
Rande der Landtagssitzung am 19.
September an die Ministerpräsiden-
tin gewandt. „Die Verantwortung der
Thüringer Landesregierung und von
Matthias Machnig an der eingetrete-
nen Doppelversorgung muss umge-
hend aufgeklärt werden. Es geht
auch darum, dauerhaft diese gravie-
renden Fehlentwicklungen im Keim
zu ersticken.“

Am gleichen Tag hat die CDU/SPD-
Koalition einen Gesetzentwurf der LIN-
KEN zur Abschaffung der zeitweiligen
Beamtenberufungen und Zusammenfas-
sung von Staatssekretären ins Minister-
gesetz bei vollständiger Aufrechnung
mit laufenden Bezügen abgelehnt. So-
gar die Überweisung zur Weiterbearbei-
tung in die Ausschüsse wurde verhin-
dert. „Das Thüringer Parlament macht
sich willfährig zum Zuschauer im Trauer-
spiel der Thüringer Landesregierung. Ob
die Parlamentarier hier wissen, was sie
tun? Obwohl schon bei der letzten Mini-
stergesetz-Neuregelung der Landtag
glaubte, die Probleme der Doppelali-
mentierung hinreichend gelöst und da-
für gesorgt zu haben, dass sich der Fall
Althaus nicht mehr wiederholen würde,

Bodo Ramelow, Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE im Thüringer Land-
tag, und Knut Korschewsky, MdL und
Landesvorsitzender der LINKEN, hatten
während einer Pressekonferenz am 17.
September in Erfurt über den Dringlich-
keitsantrag der Linksfraktion für die
Landtagssitzung am 18. September in-
formiert, mit dem die LINKE die Thürin-
ger Landesregierung zum Rücktritt auf-
gefordert hat. Das sei notwendig, um
angesichts der offensichtlichen Zerrüt-
tungen zwischen Regierungsmitgliedern
von CDU und SPD den Weg für Neuwah-
len freizumachen. 

Im LINKE-Antrag heißt es u.a.: „Die
Landesregierung hat in den vergange-
nen zwölf Monaten wiederholt gezeigt,
dass sie nicht mehr in der Lage ist, Poli-
tik für die Bürgerinnen und Bürger im
Freistaat zu gestalten. Der Vorrat an po-

litischen Gemeinsamkeiten von CDU
und SPD ist offensichtlich erschöpft.
Diese Koalition ist in der Gegenwart
maßgeblich geprägt von gegenseitigen
Anfeindungen, die in ihrer öffentlichen
Art das Ansehen Thüringens in der Bun-
desrepublik schädigen. „Die Landesre-
gierung habe „jedes Maß verloren, zwi-
schen legal und legitim zu unterschei-
den“, betonte Bodo Ramelow.

Mit den Stimmen von CDU, SPD und
FDP bei Enthaltung von Bündnis90/Die
Grünen wurde die Aufnahme des Dring-
lichkeitsantrags auf die Tagesordnung
dieser Landtagssitzung abgelehnt.
CDU-Fraktionschef Mike Mohring hatte
dazu erklärt, die Koalition „arbeitet gut“
und sei „sehr erfolgreich - CDU und
SPD gehen voran und werden das bis
zum Ende der Legislatur tun“, so Moh-
ring.                                                                    


